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Dr.	rer.	cur.	Markus	Mai	

Mitglied	des	Präsidiums	der	Bundespflegekammer	und	Präsident	der	Landespflegekammer	

Rheinland-Pfalz		

–	Es	gilt	das	gesprochene	Wort	–	

	

Wie	Sie	wissen,	stellt	die	Corona-Pandemie	eine	erhebliche	Herausforderung	für	unser	gesamtes	
Gesundheits-	und	Sozialwesen	dar.		

In	dem	–	schon	im	Vorfeld	auf	Kante	genähten	–	Versorgungssystem	tritt	jetzt	schonungslos	das	
gesundheitspolitische	Unvermögen	der	vergangenen	Jahrzehnte	zu	Tage.		

Die	Berufsgruppe	der	Pflegenden	versucht	mit	allerletzter	Kraft	diese	Versorgungsdefizite	–	unter	
deutlich	höherem	und	deutlich	kräftezehrenderem	Einsatz	–	zu	kompensieren,	wo	es	nur	geht.		

Im	Mittelpunkt	steht	immer,	das,	was	irgendwie	möglich	ist,	auch	wirklich	zu	erreichen	damit	auch	in	
erheblichen	Mangelsituationen	eine	einigermaßen	sichere	Versorgung	von	Patienten,	Bewohnern	
und	Klienten	möglich	ist.		

Pflegefachpersonen	sind	in	allen	Versorgungssettings	direkt	an	den	Menschen	dran	und	haben	
dadurch	eine	elementare	Funktion	für	die	individuelle	Gesundheit	und	Pflege.		

Applaus	ist	immer	eine	schöne	Sache.		

Er	ist	ein	Zeichen	von	Anerkennung	und	sicherlich	von	denjenigen,	die	ihn	geleistet	haben,	auch	
absolut	ernst	und	wertschätzend	gemeint.	Hier	wird	"wert"	jedoch	kleingeschrieben.		

Von	Anerkennung	und	vom	Klatschen	kann	man	sich	leider	nichts	kaufen.	Das	dachte	sich	wohl	auch	
der	Bundesgesetzgeber	und	hat	für	die	Bereiche	der	Langzeitpflege	eine	steuerfreie	Prämie	in	Höhe	
von	1000	Euro	auf	den	Weg	gebracht	–	die	bis	dato	leider	noch	nicht	bei	vielen	Pflegefachpersonen	
angekommen	ist.		

Für	den	Krankenhausbereich	wurden	in	sehr	eingeschränktem	Maße	ebenfalls	Prämien	in	Aussicht	
gestellt.	Diese	haben	aber	–	aufgrund	niedriger	Höhe	und	nicht	vollständiger	Berücksichtigung	aller	
Pflegefachpersonen	in	Krankenhäusern	–	zu	mehr	Unzufriedenheit	als	zur	Zufriedenheit	geführt.		

Nachhaltig	kann	so	keine	Wirkung	erzielt	werden!	Das	ist	sehr	bedauerlich	angesichts	der	Tatsache,	
dass	in	den	nächsten	5	bis	7	Jahren	eine	deutliche	Erhöhung	der	Zahl	an	Pflegefachpersonen,	die	für	
eine	angemessene	Versorgung	dringender	denn	je	gebraucht	werden,	notwendig	ist.	

Die	Vergütungssituation	weist	in	mindestens	zwei	Aspekten	erheblichen	Optimierungsbedarf	auf:	
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Bei	den	Gehältern	gibt	es	je	nach	Einsatzfeld	große	Unterschiede.	In	der	Langzeitpflege	wird	im	
Durchschnitt	mit	2877	Euro	–	und	das	beinhaltet	bereits	alle	Zulagen	–	540	Euro	weniger	verdient	als	
im	Krankenhaus.		

Ein	weiterer	Aspekt	ist	das	vergleichsweise	überschaubare	Grundgehalt,	das	für	die	jeweilige	
Verantwortung	und	die	Arbeitsbelastung	sicherlich	deutlich	zu	gering	angesetzt	ist.	Das	sehen	
mittlerweile	auch	die	Pflegefachpersonen	so!	

Während	in	früheren	Befragungen	immer	Aspekte	wie	"Zeit	für	die	Versorgung	zu	haben"	oder	
"Möglichkeiten	zum	Kommunizieren	zu	haben"	eine	wesentliche	Rolle	gespielt	haben,	hat	sich	dies	
nun,	aktuellen	Zufriedenheitsbefragungen	zufolge,	insofern	gewandelt,	als	die	Befragten	jetzt	die	
Vergütung	an	die	erste	Position	votiert	haben.		

Wenn	es	uns	gelingen	soll,	dass	wir	zukünftig	die	Attraktivität	des	Berufes	deutlich	steigern,	damit	
auch	junge	Menschen	ihre	Perspektive	in	der	Arbeit	als	Pflegende	sehen,	muss	sich	am	
Gehaltsgefüge	deutlich	etwas	ändern.	

Die	Bundespflegekammer	fordert	daher:	

1. Schnelle	Angleichung	der	Gehälter	in	der	Langzeitpflege	und	Rehabilitation	an	die	der	
Krankenhauspflege.	

2. Abschluss	und	Allgemeinverbindlichkeitserklärung	eines	Tarifvertrags	in	der	Langzeitpflege,	
der	sich	am	TVöD	oder	den	AVR	der	konfessionellen	Krankenhausträger	orientiert.	

3. Schrittweise	Anhebung	des	Lohnniveaus	für	alle	Pflegefachpersonen	auf	ein	Einstiegsgehalt	
von	4000	Euro	brutto.	

Gute	Arbeitsbedingungen,	faire	Gehälter	und	gute	Pflege	müssen	in	allen	Sektoren	gerecht	finanziert	

werden.		

Die	Bundespflegekammer	begrüßt	im	Grundsatz	den	Vorschlag	von	Bundesgesundheitsminister	

Spahn,	die	Eigenanteile	in	der	Pflege	in	Summe	und	zeitlich	zu	befristen.		

Minister	Spahn	schlägt	eine	Zuzahlung	von	höchstens	700	Euro	im	Monat	vor,	die	längstens	36	

Monate	gezahlt	werden	sollen.		

In	den	neuen	Bundesländern	wird	diese	Deckelung	jedoch	weitgehend	wirkungslos	bleiben,	da	dort	

der	Eigenanteil	deutlich	unter	700	Euro	liegt.		

Darüber	hinaus	sehen	wir	aber	weitere	Belastungen,	die	auf	die	jeweiligen	Bewohner	zukommen.	
Eine	gute	stationäre	Versorgung	von	Pflegebedürftigen	liegt	nach	unserer	Auffassung	im	öffentlichen	
und	im	gesellschaftlichen	Interesse.		
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Daher	sehen	wir,	insbesondere	was	die	Investitionsfinanzierung	oder	Anteile	dieser	angeht,	auch	die	
öffentliche	Hand	in	der	Verantwortung,	diese	in	angemessenem	Maße,	wie	es	der	Vorhaltung	
entspricht,	analog	zur	Krankenhausinvestitionsfinanzierung	auch	auszufinanzieren.		

Wir	begrüßen	absolut	die	Herausnahme	der	Finanzierung	der	Pflege	im	Krankenhaus	aus	den	DRG	
und	die	Deökonomisierung	großer	Teile	des	Pflegewesens	in	Krankenhäusern.	Dies	ist	eine	
entscheidende	Voraussetzung	dafür,	dass	sich	die	pflegerische	Versorgungsqualität	in	deutschen	
Krankenhäusern	zukünftig	im	Sinne	hoher	Versorgungssicherheit	entwickeln	kann.		

Im	ansonsten	stark	ökonomisierten	Gesundheitswesen	und	bei	der	derzeitigen	Entwicklung	der	
Finanzlage	der	öffentlichen	Kassen	und	der	Sozialversicherung	sehen	wir	aber	das	Risiko,	dass	die	
Pflegefinanzierung	wieder	stark	gedeckelt	wird.		

Wir	fordern	daher	die	legislaturperiodenübergreifende	Sicherstellung	des	jetzigen	Pflegebudgets!		

Wir	können	im	Rahmen	des	bevorstehenden	Bundestagswahlkampfes	den	Menschen	keine	Parteien	
empfehlen,	die	sich	nicht	deutlich	zu	dieser	Position	bekennen.	

Die	Bundespflegekammer	fordert	daher:	

1. dass	die	Finanzierung	in	der	Pflegeversicherung	solidarisch	erfolgen	muss.	Die	Eigenanteile	
der	Pflegebedürftigen	müssen	sozial	gerecht	gedeckelt	und	die	Mehrkosten	solidarisch	über	
höhere	Beitragseinnahmen	und	Steuermittel	finanziert	werden.	

2. Nachhaltige	und	legislaturperiodenübergreifende	Sicherstellung	der	Finanzierung	eines	nach	
oben	nicht	begrenzten	Pflegebudgets	im	Krankenhaus.	

3. Die	Investitionsfinanzierung	in	Krankenhäusern	und	stationärer	Pflege	muss	im	Sinne	der	
Vorhaltung	von	Seiten	des	Staates	gesichert	sein.	

	
Ansprechpartner	für	die	Presse:		
Jens	Kaffenberger	–	Geschäftsführer		
Mobil:	0151	17612265	
E-Mail:	jens.kaffenberger@bundespflegekammer.de	

	
Hintergrund:		
Die	Bundespflegekammer	besteht	aus	den	drei	bestehenden	Pflegekammern	der	Länder	
Niedersachsen,	Rheinland-Pfalz	und	Schleswig-Holstein	sowie	dem	Deutschen	Pflegerat.	Sie	wurde	
am	14.	Juni	2019	als	Bundesvertretung	der	Pflegekammern	in	Berlin	gegründet.	Die	jeweiligen	
Präsidentinnen	oder	Präsidenten	der	beteiligten	Organisationen	vertreten	die	Bundespflegekammer	
nach	innen	und	nach	außen.	Der	Sitz	ist	in	Berlin.	Die	Bundespflegekammer	vertritt	die	Anliegen	ihrer	
Mitglieder	auf	Bundesebene.	Die	Bundespflegekammer	informiert	unter	
www.bundespflegekammer.de	über	ihre	Arbeit.	


